Presseerklärung der Bäuerlichen Notgemeinschaft Lüchow-Dannenberg, 15. März 2010
Röttgens Rosstäuschertricks

„Bundesumweltminister Röttgen hat heute morgen klar gemacht, dass CDU und FDP ein Atommüllendlager im Gorlebener Salzstock mit allen politischen Mitteln durchsetzen wollen.“ So kommentiert der Landwirt Christoph Schäfer, ein Sprecher der Bäuerlichen Notgemeinschaft, den heute vom Bundesumweltminister verkündeten Beschluss, die Baumaßnahmen am Bergwerk Gorleben wieder aufzunehmen. Als „gradezu zynisch“ betrachtet Schäfer Röttgens Aussage, sobald Sicherheitsanalysen gegen Gorleben sprächen, kamen Alternativen in Frage. „Diese Analysen gibt es längst,“ so Schäfer, „aber Röttgers ignoriert sie heute schon. Das lässt darauf schliessen, wie er mit zukünftigen Sicherheitsanalysen umgehen wird.“ So seien wesentliche Sicherheitskriterien, wie ein Deckgebirge ohne Wasserzuflüsse, inzwischen einfach fallengelassen worden, weil der Gorlebener Salzstock sie nicht erfüllt. Und nach Alternativen werde nach wie vor nicht gesucht. „Das haben CDU und FDP bislang verhindert,“ sagt Schäfer, „immer mit dem Verweis auf Gorleben. Deshalb werden sie auch nur Sicherheitsanalysen zulassen, die Gorleben für geeignet erklären.“ Bislang hätten CDU/CSU und FDP einen Katalog wissenschaftlich anerkannter Kriterien für ein zukünftiges Atommüll-Endlager verhindert – aus Furcht, Gorleben könne zu viele davon nicht erfüllen. 

Wie notwendig aber eine neue Suche nach einem geeigneten Endlager sei, zeigten die Desaster bei den Endlagern Morsleben und Asse. „Nach diesen Erfahrungen kommt für die Bäuerliche Notgemeinschaft lediglich eine scharf überwachte, jederzeit rückholbare Lagerung mit optimalen Sicherheitsvorkehrungen in Betracht,“ so Christoph Schäfer. Die von Röttgen angekündigte „begleitende Diskussion“ kann die Notgemeinschaft nicht ernst nehmen. „Die Bundesregierung will ja grade deshalb die Mumie des alten Rahmenbetriebsplanes von 1983 wiederbeleben, weil sie mit dem Bergrecht eine öffentliche Diskussion nach Gutdünken ausschließen kann,“ sagt Schäfers. „Eigentlich müsste sie ein neues Genehmigungsverfahren nach Atomrecht in Gang setzen, und das sieht eine umfangreiche öffentliche Beteiligung vor.“ Für die kritischen Bäuerinnen und Bauern ist die von Umweltminister Röttgen angekündigte so genannte „Erkundung“ nichts anderes als ein getarnter Weiterbau des Endlagers. „Damit knüpft Röttgers nahtlos an die alte Atompolitik der Ära Kohl an. Auch, wenn wir das erwartet haben, müssen wir den Weiterbau als Kriegserklärung auffassen.“
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